Gefekblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgabe A. 


Nr. 8 Ausgegeben Danzig, den 25. Februar 1925 


Juhalt. Geſetz zur Abänderung der Verordnung gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 uſw. (S. 53). — Geſetz 
ur Abänderung des Geſetzes betr. die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 in der für Danzig geltenden 
Faſſung vom 27. März 1923 zu erhebenden Gerichtskoſten uſw. (S. 54). — Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung 
(S. 55). — Druckfehlerberichtigung (S. 56). i 5 - 


19 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz g 
zur Abänderung der Verordnung gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 395) 
in der Faſſung der Bekanntmachung über Abänderung der Verordunung gegen Preistreiberei vom 
15. Juli 1920 (Staatsanzeiger S. 208) und des Geſetzes zur Bekämpfung des Wuchers vom 
N 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 559). Vom 11. 2. 1925. s 


Artikel J. N 
Die Verordnung gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 395) in der Faſſung 
der Bekanntmachung über Abänderung der Verordnung gegen Preistreiberei vom 15. Juli 1920 (Staats⸗ 
anzeiger S. 208) und des Geſetzes zur Bekämpfung des Wuchers vom 9. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 559) 
wird wie folgt geändert: 

1. im § 1 wird hinter Nr. 1 folgende Nr. 2 neu eingefügt: wer vorſätzlich für eine Leiſtung 
zur Befriedigung des täglichen Bedarfs eine Vergütung fordert, die unter Berückſichtigung 
der geſamten Verhältniſſe einen übermäßigen Verdienſt enthält, oder eine ſolche Vergütung 
ſich oder einem anderen gewähren oder verſprechen läßt. es 

Ein Vergehen gegen die Vorſchrift der Nr. 2 liegt nicht vor, wenn die Vergütung in 
einem Arbeitsvertrage zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer feſtgeſetzt iſt oder werden ſoll. 

2. Nr. 2 wird Nr. 3, Nr. 3 wird Nr. 4 uſw. ; 

3. Im § 7 Abſatz 1 Satz 1 iſt hinter den Worten: „§ 1 Nr. 1, 2“ an zwei Stellen „8“ 
einzufügen. i 

Artikel II. 

Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. Februar 1925. e 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Frank. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 5. 3. 1925) 
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20 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


s Geſe tz 

zur Abänderung des Geſetzes betr. die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 1910 
in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. Mürz 1923 zu erhebenden Gerichtskoſten und der 
Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392, 426), in der Faſſung des 
Geſetzes vom 22. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1094), der Verordnung betr. Umſtellung beſtehender 
Geſetze auf den Gulden vom 23. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1101), der Verordnung vom 3. No⸗ 
vember 1923 (Geſetzbl. S. 1242), Verordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzbl. S. 7), der Verord⸗ 
nung vom 26. Januar 1924 (Geſetzbl. S. 17), des Geſetzes vom 8. April 1924 (Geſetzbl. S. 101) 

und der Verordnung vom 30. Mai 1924 (Geſetzbl. S. 246). Vom 12. 2. 1925. 

Artikel J. 

Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 

(Geſetzbl. S. 392) wird wie folgt geändert: 
1. Der 8 32 erhält folgende Faſſung: 
„Die volle Gebühr beträgt bei Gegenſtänden im Werte: 
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33. von mehr als 70000 Gulden bis 80000 Gulden einſchle. 330 G 
BE ,,, OO ß 
„ ee EL LIEBER ee Do y 
Die ferneren Wertklaffen ſteigen um je 10000 Gulden und die Gebühren um je 17 Gulden. 
Der 8 38 Abſatz 4 Satz 1 erhält folgende Faſſung: s ö 2 
„Der Wert einer Generalvollmacht iſt unter entſprechender Anwendung des S22 mit der Maß⸗ 
gabe zu beſtimmen, daß der Höchſtwert 300000 Gulden nicht überſteigen darf!. . 
3. Im 8 55 Abſatz 3 werden die Worte „zur Hälfte“ durch die Worte „zu einem Fünftel“ erſetzt. 
4. Im 857 werden im Abſatz 1 Ziffer 1 an die Stelle der Worte „die volle Gebühr“ die Worte 
„dreiviertel der vollen Gebühr“ geſetzt. Im Abſatz 3 Satz 2 werden zwiſchen die Worte „teils“ 
und „der“ die Worte „drei Viertel“ eingeſchaltet; in Satz 3 die Worte „die volle Gebühr“ durch 
die Worte „drei Viertel der vollen Gebühr“ erſetzt. 
5. 8 61 Abſatz 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
„Für jede Löſchung einſchließlich der dabei vorkommenden Nebengeſchäfte wird die Hälfte der 
vorſtehend für die Eintragung beſtimmten Sätze erhoben“. PR 
Artikel II. . ers Be 
Die Vorſchriften ds § 137 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, des $27 der Gebührenordnung 
für Notare und des Artikels III des Geſetzes betreffend Abänderung des Geſetzes enthaltend die preußi⸗ 
ſchen. Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 21. März 1910 
in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 389) finden entſprechende Anwendung. 
Artikel III. 
Das Geſetz tritt mit dem zweiten Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut der Geſetze, wie ſie ſich durch die Abänderungen in⸗ 
folge dieſes Geſetzes ergeben, im Geſetzblatt neu zu verkünden. i 
Entſchließung. \ 
Die Regierung wird erſucht, eine geſetzliche Beſtimmung zu ſchaffen, nach der Rechtskonſulenten 
ihren Mandanten eine Abſchrift des gefertigten Schriftitüdes und eine Quittung über den gezahlten 
Betrag auszuhändigen haben. i 
Danzig, den 12. Februar 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
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21 ü Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 17. 2. 1925. 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die der Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) anliegende Überſicht über die 
poſtordnungsmäßigen Gebühren wie folgt geändert: 
1. Unter laufender Nummer 23 „Zeitungszuſtellgeld“ iſt bei a) in Spalte 4 „Gebühr“ zu 
ſetzen ſtatt 6 „8“. 
2. Unter laufender Nummer 26 „Schreibgebühr für Ausſtellung von Poſtausweiskarten“ iſt in 
Spalte 4 „Gebühr“ ſtatt 80 zu ſetzen „70“. 
Die Verordnung tritt hinſichtlich des Punktes 1 mit Wirkung vom 1. April, im übrigen 
ſofort in Kraft. 5 i 
5 Danzig, den 17. Februar 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Runge. 


F Druckfehlerberichtigung. Kr = = 
Im Geſetzblatt Nr. 4, Seite 17 lfd. Nr. 10 iſt in Artikel 1, 2. Zeile anſtatt 1924 „1923“ zu 
ſetzen; in Artikel 1, 3. Abſatz iſt in der 2. Reihe ein „dem“ zu ſtreichen und am Schluß hinzuzufügen: 
ie Koſten werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben“. 8 f 
Inm Artikel 2 iſt in Ziffer 1 der Schlußſatz von „Die“ bis „beigetrieben“ zu ſtreichen und 
„find“ ein „.“ zu ſetzen. 5 a ; 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für dus Gejegblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) 105 den Staatsanzeiger für die Freie 
Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuftändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (jiehe 
anz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. . : 
= ; RR die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
8 elegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet - 


RE 


Schriftleitung: Gejchäfteftelle des Geſeßblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig 


